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„Auf dem Weg zur konsensualen Integrationssteuerung?“
Anmerkungen zu den geplanten Integrationsvereinbarungen

Migrationsrecht ist im Kern Ordnungsrecht. Hieran hat auch 
das Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes und die mit ihm 
verbundene Ausrichtung auf die „arbeitsmarkt- und wirt-
schaftspolitischen Interessen“ (§ 1 I 1 AufenthG) oder die Re-
gelung (§ 1 I 4 AufenthG) bzw. Förderung und Forderung der 
„Integration“ (§ 43 I AufenthG) nichts geändert. Denn auch 
diese Ziele sollen nach der Konzeption des Gesetzgebers mit 
ordnungsrechtlichen Instrumenten erreicht werden. Zu diesen 
Instrumenten gehören etwa das – für das Ordnungsrecht cha-
rakteristische – Verbot mit Erlaubnisvorbehalt für Einreise und 
Aufenthalt (§ 4 I AufenthG), das Recht der Aufenthaltsbeen-
digung (§§ 50 ff. AufenthG) sowie die „Ordnungsrechtlichen 
Vorschriften“ der §§ 46 ff. AufenthG. 

Umso mehr lässt aufhorchen, dass der aktuelle Koalitions-
vertrag zwischen CDU, CSU und SPD1 die Einführung sog. 
Integrationsvereinbarungen vorsieht. Hierfür hatte sich bereits 
vor bald 25 Jahren die „Unabhängigen Kommission Zuwan-
derung“2 und, vor etwa 15 Jahren, ein weiterer Koalitionsver-

trag, diesmal zwischen CDU, CSU und FDP, ausgesprochen.3 
Zuletzt waren Integrationsvereinbarungen bzw. -verträge An-
fang der 2010er Jahre in der integrationspolitischen Diskus-
sion.4 Mehr noch: in verschiedenen Kommunen wurden zu 
dieser Zeit bereits Modellprojekte erprobt, wobei die „Verein-
barungen“ zwischen einzelnen Migrantinnen und Migranten 
einerseits und Beratungsstellen andererseits geschlossen wer-
den sollten.5 Während damals aber noch über eine (rechtlich 
unverbindliche) Zielvereinbarung diskutiert wurde, mit wel-
cher der Integrationsprozess vor allem transparenter gestaltet 
werden sollte, heißt es nunmehr im Koalitionsvertrag: „Eine 
verpflichtende Integrationsvereinbarung soll künftig Rechte 
und Pflichten definieren.“6 

Das neue Instrument zielt offenbar auf die Arbeitsmarktin-
tegration von erwerbslosen Schutzberechtigten und es soll sich 
„an den bestehenden und ggf. neu zu schaffenden Instrumen-
ten des SGB II orientieren“ 7. Damit dürfte vor allem der in 
§ 15 SGB II geregelte „Kooperationsplan“ gemeint sein, mit 
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dem Arbeitssuchende bei ihren Bemühungen um eine Arbeits-
marktintegration von der Sozialverwaltung unterstützt wer-
den sollen, indem die Chancen und Potentiale der Betroffenen 
identifiziert werden und „auf Augenhöhe“8 nach möglichen 
Integrationswegen gesucht wird. Allerdings sollen durch den 
Abschluss eines solchen Kooperationsplans nach Absicht des 
Gesetzgebers – im Gegensatz zum Vorgängerinstitut der „Ein-
gliederungsvereinbarung“9 – gerade keine Rechtsverbindlich-
keiten begründet werden.10

Auch wenn mithin eine ganze Reihe von (rechtspraktischen) 
Fragen rund um die Integrationsvereinbarungen noch offen 
sind11 (z.B. an wen genau richten sie sich? Was genau ist Ge-
genstand der Vereinbarung? Was ist dispositiv, was gesetzlich 
oder administrativ vorgegeben? Was ist dementsprechend die 
Rechtsnatur der Vereinbarung? Welche Folgen zieht eine Ver-
tragsverletzung nach sich? In welchem Verhältnis sollen sie zu 
den im SGB II geregelten Instrumenten stehen?) regt allein die 
Aussicht auf eine mögliche Kodifizierung der Integrationsver-
einbarung die rechtswissenschaftliche Diskussion an. Denn 
damit würde auch im Migrationsrecht eine Figur des „New 
Public Management“-Ansatzes ihren Niederschlag finden, die 
als individuelles „case management“ darauf abzielt, die Ein-
zelnen zu mehr Eigenverantwortlichkeit zu motivieren und 
dadurch zugleich zu aktivieren.12 Zugleich lässt sich die Figur 

auch mithilfe der Rechtsverhältnislehre13 analysieren. So kann 
das Rechtsverhältnis – indem es Rechtssubjekt, Rechtsnorm 
und Sachverhalt gedanklich zusammenfasst – dazu beitragen, 
die praktische Wirkung von Rechtsnormen in konkreten Le-
benssachverhalten herauszuarbeiten, wodurch ihr nicht nur 
eine heuristische, sondern auch eine Ordnungs- und Struktu-
rierungsfunktion zukommt.14 Die Integrationsvereinbarungen 
wären ein guter Anlass, ein solches Denken in Rechtsverhält-
nisses auch im Migrations- und Integrationsrecht stärker zu 
erproben15 und hierdurch möglicherweise neue Erkenntnisse 
über das bisherige Integrationskonzept zu gewinnen. Dieses 
basiert nämlich im Kern auf einer einseitig-hoheitlichen In-
tegrationssteuerung, die sich trotz beachtlicher Vielfalt der 
verwendeten Steuerungsinstrumente16 letztlich auf das Ord-
nungsrecht stützt. Die Integrationsvereinbarung scheint die 
„Integrationslasten“ und -verantwortlichkeiten zwischen Staat 
und Einzelnen neu zu justieren, indem den Letzteren mehr Ent-
scheidungsfreiheiten in Bezug darauf gegeben wird, ihre eige-
nen Integrationsziele zu definieren und Wege zu finden, sie zu 
erreichen – wobei sie dann im Falle des Scheiterns auch die 
Verantwortung zu tragen haben.17 Sind wir also auf dem Weg 
zur konsensualen Integrationssteuerung?18 

Johannes Eichenhofer, Leipzig
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